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Die wirthſchaftliche und rechtliche Natur des Geld- 
verleihergeſchüftes. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 
(Schluß.) 

Es wäre verlockend und mit keinen ſonderlichen Schwierigkeiten 
verbunden, die eben angeführten Rechtsanſchauungen der Praxis zu 
zergliedern, die Stärke ihrer Gründe zu prüfen und das Maß der 
Richtigkeit und Wahrheit zu beſtimmen, welche jeder derſelben eigen iſt. 
Nachdem dies jedoch weder ſür den methodiſchen Gang der Unterſuchung 
nothwendig, noch für die Qualität ihrer Ergebniſſe von erheblichem 
Belange ſein dürfte, während anderſeits nur der Umfang dieſer Abhand⸗ 
lung über Gebühr ausgedehnt würde, ſo ziehen wir vor, es bei dieſer 
kurzen Darſtellung der Rechtsanſichten der Verwaltungspraxis bewenden 
zu laſſen und mit Vermeidung breiter kritiſcher Erörterungen an der 
Hand der geſetzlichen Vorſchriften eine ſelbſtändige Löſung der aufge⸗ 
worfenen Fragen zu verſuchen. 

Die erſte derſelben beantwortet ſich dahin, daß die Gewerbe: 
ordnung vom 20. December 1859 (R. G. Bl. Nr. 227) die Norm 
ſei, nach welcher die Geldverleihergeſchäſte in Betreff der Zuläſſigkeit 
ihres Betriebes und der Modalitäten ihrer Legitimirung zu beurtheilen 
kommen. Drei Gründe ſprechen für die Richtigkeit dieſer Theſe: 1. Nach 
der klar und unzweideutig ausgeſprochenen Abſicht des Geſetzgebers hat 
nämlich die Gewerbeordnung für ſämmtliche Gewerbe zu gelten; 
ſie iſt für dieſe eine ebenſo allgemeine Norm, wie es das Handelsgeſetz 
für die Handelsgeſchäfte iſt. Der Artikel IV des Kundmachungspatentes 
ordnet nämlich an: „Die in diefem Geſetze (kaiſerliches Patent vom 
20. December 1859) enthaltenen Beſtimmungen gelten mit der im 
nachfolgenden Artikel ausgedrückten Beſchränkung für alle gewerbe⸗ 
mäßig betriebenen Beſchäftigungen, ſie mögen die Hervorbrin⸗ 


gung, Bearbeitung oder Umgeſtaltung von Verkehrsgegenſtänden, den 
Betrieb von Handelsgeſchäſten oder die Verrichtung von Dienſtleiſtungen 
und Arbeiten zum Gegenſtande haben.“ Sobald alſo bei einer beſtimmten 
in Frage ſtehenden Art von Unternehmungen die Momente vorhanden 
find, in Folge derer fie ſich zu gewerbsmäßig betriebenen Beſchäftigungen 
qualificiren, kann es keinem Zweiſel unterliegen, daß dieſelbe der Gel— 
tung des citirten Patentes unterſtellt werden müſſe. Für die Geld⸗ 
verleihergeſchäfſte nun haben wir oben das Daſein jener Merkmale 
nachgewieſen, und wenn auch der eine oder andere unſerer dort auf⸗ 
geſtellten Sätze auf Widerſpruch ſtoßen könnte, jo dürfte doch dagegen 
kaum ein Einwurf mehr erhoben werden können, daß jene Geſchäfte zu 
den gewerbemäßig betriebenen Beſchäftigungen gehören. Iſt dem aber 
ſo, ſo iſt es nur eine nothwendige Conſequenz davon, wenn wir die 
Anwendung der Gewerbeordnung auch für das Geldverleihergeſchäft 
poſtuliren. 2. Wäre der in Rede ſtehende Geſchäftszweig den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes nicht unterworfen, ſo müßte bei dem generellen 
Charakter dieſer Norm die Ausnahme ausdrücklich ſanctionirt ſein. Der 
Abſatz V des bereits erwähnten Kundmachungspatentes, in welchem doch 
ſämmtliche Kategorien von Beſchäſtigungen, Geſchäften, Unternehmungen 
und Anſtalten taxativ aufgezählt ſind, auf welche ſich die Geltung 
des Patentes vom 20. December 1859 nicht erſtrecken ſoll, enthält 
eine ſolche Ausnahme in Betreff des Geldverleihergeſchäftes nicht. Aller⸗ 
dings könnte auf die unter deu Buchſtaben k und K aufgezählten Aus⸗ 
nahmen hingewieſen werden; allein bei einer einigermaßen juriſtiſchen 
und ſtrengen Interpretation dieſer Stellen, wie ſie doch nach einer alten 
Regel bei Ausnahmen ſtattfinden ſoll, dürfte es ſchwer werden die dort 
angeführten Exemtionen auch auf unſeren Geſchäftszweig zu beziehen. 
Von ſämmtlichen der unter Abſatz k aufgezählten Geſchäfte kämen höch⸗ 
ſtens die Unternehmungen der Privatgeſchäftsvermitt⸗ 
lung in Betracht; allein das Geſetz nimmt ausdrücklich nur die Pri⸗ 
vatgeſchäfts vermittlung in anderen als Handelsgeſchäften aus. 
Finden ſich nun im Kreiſe der Geſchäfte, welche von den profeſſions⸗ 
mäßigen Geldverleihern cultivirt zu werden pflegen, allerdings mitunter 
auch Vermittlungsgeſchäſte (z. B. bei den ſogenannten Commiſſions⸗ und 
Incaſſogeſchäften), ſo ſind dieſelben doch nur Vermittlungen in oder 
bei Handelsgeſchäften und dürfen darum nicht unter die vom Geſetze 
bezeichnete Rubrik ſubſumirt werden. Der Abſatz k wieder nimmt die 
Unternehmungen von Creditanſtalten, Banken, Verſatz⸗, Ver⸗ 
ſicherungs-, Verſorgungs-, Rentenanſtalten, Sparcaſſen 
von der Herrſchaft der Gewerbeordnung aus; die hier ſtatuirte Aus⸗ 
nahme auch auf die Geldverleihergeſchäfte ausdehnen zu wollen, hieße 
doch der Natur dieſer oder jener Geſchäfte Zwang anthun; denn zwi⸗ 
ſchen Creditanſtalten, Banken, Verſatzanſtalten einerſeits und unſerem 
Geſchäſtszweige beſteht ein Unterſchied, der jedem Kundigen ſofort in 
die Augen ſpringt. Wären endlich die Geldverleihergeſchäfte wirklich 
von den Beſtimmungen der Gewerbeordnung ausgenommen, ſo müßte 
doch wohl eine beſondere Vorſchrift beſtehen, welche ſie entweder im 
Ganzen oder bezüglich einzelner Geſtaltungen regelt, oder wenn ſie nicht 
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zuläſſig ericheinen ſollten, gänzlich unterſagt; eine ſolche Specialvorſchrift nämlich als Pfandleihgewerbe, welche, weil ohne Conceſſion betrieben, 


gibt es nun wieder nur für das Pfandleihgewerbe, keineswegs für das 
Geldverleihergeſchäft überhaupt; das Pfandleihgewerbe iſt aber gerade 
von der Gewerbeordnung ſelbſt als conceſſionirtes in den Kreis der ihr 
unterworfenen Unternehmungen einbezogen worden. 3. Wie ſoeben 
bemerkt worden, zieht die Gewerbeordnung ſogar ſelbſt eine Art der 
Geldverleihergeſchäfte, nämlich das Pſandleihgewerbe, unter ihre Herr⸗ 
ſchaft; aus dem Schlußſatze der Ausnahme des Abſatzes f des Arti⸗ 
kels V des Kundmachungspatentes ergibt ſich indirect durch Folgerung, 
daß auch die Privatgeſchäftsvermittlungen in Handelsgeſchäften zu den 
Gewerben gehören, für welche die Gewerbeordnung zu gelten hat. Es 
iſt ſonach durch den Wortlaut des Geſetzes ſelbſt für zwei Arten unſeres 
Geſchäftszweiges die Herrſchaft des kaiſerlichen Patentes vom 20. De⸗ 
cember 1859 außer Zweifel geſtellt. Iſt dies aber der Fall, ſo muß 
weiterhin angenommen werden, daß es nicht die Abſicht des Geſetzgebers 
geweſen ſein konnte, die anderen minder entwickelten Formen des ganzen 
Geſchäftszweiges der Geltung dieſes Geſetzes zu entziehen und ohne 
jedwede geſetzliche Regelung zu laſſen. 

Steht es aber einmal feſt, daß die Gewerbeordnung es iſt, nach 
welcher die verwaltungsrechtliche Qualität der Geldverleihergeſchäfte 
beurtheilt werden müſſe, ſo läßt ſich die zweite der oben formulirten 
Fragen ſohin ohne Schwierigkeit beantworten. Im Hinblide auf die 
gefundene Norm ſtellt ſich die rechtliche Natur der einzelnen Arten dieſes 
Geſchäftszweiges in folgender Weiſe dar. 

Das Pfandleihgeſchäft iſt laut § 16, Abſatz 12 der Gewerbe⸗ 
ordnung ein conceſſionirtes Gewerbe. Allein es iſt wieder kein conceſſionirtes 
der gewöhnlichen Art, ſondern ein ſolches, hinſichtlich deſſen der ver⸗ 
leihenden Behörde nur ein enger Spielraum gelaſſen wird. Die angezogene 
Geſetzesſtelle erklärt dasſelbe als conceſſionspflichtig, lediglich „ſoweit es 
überhaupt geſetzlich geſtattet iſt“. Nun enthält die ältere für dasſelbe 
maßgebende Specialverordnung, das Hofkanzleidecret vom 22. Auguſt 
1845, 3. 27.073, folgende weſentliche Beſtimmungen: Pfandleihanſtalten 
ſind nur an Orten zu errichten, wo wirkliches Bedürfniß darnach 
vorhanden iſt; die Bewilligung zur Gründung derſelben ſoll nur an 
Vereine gemeinnützigen Charakters und an Gemeinden, niemals aber an 
Private ertheilt werden; der Betrieb der Anſtalten ſoll unter Auſſicht 
und Schutz der Staatsbehörden ſtehen. In extenſiver Auslegung 
dieſer Norm wurden ſpäter auch Vorſchußvereine, welche ſich auf Grund 
des Geſetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, über Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaſtsgenoſſenſchaften conſtituirt haben, in den Kreis der vordem 
erwähnten zuläſſigen Träger von Conceſſionen zum Betriebe derartiger 
Unternehmungen aufgenommen. Der Erlaß des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 31. Jänner 1877, Z. 382, ordnet an, daß nur bereits 
beſtehende und wohl fundirte, keineswegs aber erſt zu errichtende 
Genoſſenſchaſten zur Gründung und zum Betriebe von Pfandleihanſtalten 
berechtigt werden können. Die Behörde, welche ſolche Conceſſionen 
ertheilen dürfe, ſei die Landesſtelle. Von dem Augenblicke der Ertheilung 
einer ſolchen Conceſſion trete die betreffende Genoſſenſchaft unter ſtaatliche 
Aufſicht und werde der Begünſtigungen der kaiſerlichen Verordnung vom 
18. October 1865, R. G. Bl. Nr. 40, theilhaftig. 

Die übrigen Arten des Geſchäftszweiges, 
Darlehensgeſchäfte fein, mögen fie ſich ganz oder theilweiſe mit 
Vermittlungsgeſchäften befaſſen, wie dies bei den Commiſſions⸗ und 
Incaſſogeſchäften der Fall iſt, reihen unter die freien Gewerbe ein. 
Denn nur das Pfandleihgewerbe iſt ausdrücklich als ein conceſſionirtes 
erklärt und nach Inhalt des $ 3 der Gewerbeordnung gelten alle 
Gewerbe als freie, welche im Geſetze nicht als conceſſionirte aufgeführt 
erſcheinen. Ein Zweifel könnte nur obwalten, wenn es ſich um die 
Qualification eines Geſchäftszweiges handelte, der darin beſteht, daß im 
Auftrage Dritter der Verkauf beweglicher Sachen beſorgt und Vorſchüſſe 
auf den dabei zu erzielenden Kaufpreis gewährt werden. Allein auch 
hier kann der Zweifel nicht lange vorhalten. Sind nämlich die Gefchäfte 
dieſer Art in der That das, als was ſie ſich ausgeben, nämlich 
Unternehmungen der Geſchäftsvermittlung in Handelsgeſchäften, jo 
bedürfen fie keiner Conceſſion, ſondern unterliegen als einfach freie 
Gewerbe lediglich der Anmeldungspflicht. Anders geſtaltet ſich die Sache, 
wenn das erwähnte, regelmäßig betriebene Geſchäft nur ein Scheingeſchäft 
iſt, welches lediglich die Beſtimmung hat, ein beabfichtigtes Pfandleih⸗ 
geſchäft in eine harmloſe, gewerberechtlich nicht zu beanſtändende Form 
zu kleiden. In dieſem Falle wird man dieſelben auch als das zu nennen 


mögen ſie nun reine 


haben, als was ſie ihrer wahren Natur nach ſich eigentlich darſtellen, 


gewerbepolizeilich verfolgt werden müſſen. Ob nun im gegebenen Falle 
das eine oder andere vorliege, läßt ſich nicht ſofort immer gleich im 
vorherein erkennen, ſondern muß erſt durch gewiſſenhafte Beweisaufnahme 
bezüglich der Art und Waeiſe der mit jenen Geſchäftsleuten geſchloſſenen 
Acte von Fall zu Fall conſtatirt werden, wobei es in erſter Linie darauf 
ankommt, ob der ausdrücklich erklärte Wille des Geldſuchenden auf den 
Verkauf oder lediglich nur auf der Verſatz ſeiner Sache gerichtet war. 

Es hat auf den erſten Anſchein etwas Befremdendes, daß die 
eine Art von Geſchäſten eines beſtimmten Erwerbszweiges freie Gewerbe 
ſein ſollten, indeß die andere wieder ein conceſſionirtes Gewerbe darſtellt. 
Dieſer Umſtand verliert indeß den befremdenden Charakter, wenn man 
bedenkt, daß er ja auch in anderen Gewerbszweigen Seinesgleichen findet. 
Auch bei dem Preßgewerbe finden wir ein ähnliches Verhältniß; einer 
Conceſſion bedarf nur der Betrieb der unter 1 und 2 des 8 16 der 
Gewerbeordnung aufgeführten Gewerbe; der Handel mit Schul⸗ und 
Gebetbüchern dagegen, mit Kalendern und Heiligenbilder iſt freigegeben, 
zu ſeinem Betriebe genügt die einſache Anzeige bei der Gewerbebehörde. 
Nicht minder läßt ſich der Unterſchied freien und conceſſionirten Betriebes 
bei jener Gruppe von Geſchäften finden, welche im § 28 der Gewerbe⸗ 
ordnung taxativ aufgezählt ſind; die Verabreichung von Speiſen wird 
erſt dann zu einem conceſſionirten Gewerbe, wenn ſie an Gäſte erfolgt, 
alſo derart betrieben wird, daß die Speiſeu nicht etwa nur von dort her 
bezogen, ſondern in einem beſonderen Locale verabreicht und von den 
Kunden auch dort verzehrt werden. Die Verabfolgung derſelben über 
die Gaſſe, wie ſie bei manchen Volks küchen und im Victualienhandel 
üblich erſcheint, wie ſie endlich bei dem Verkaufe warmer Würſtel in 
Buden oder neben Ständen ſtattfindet, kann nur als freies Gewerbe 
behandelt werden. 

Am Schluffe unſerer Abhandlung könnte man nun wohl auch eine 
Erörterung der Frage erwarten, ob die dermalige geſetzliche Regelung 
dieſes Rechtsgebietes der hohen volkswirthſchaftlichen und ſocialpolitiſchen 
Bedeutung des betreffenden Geſchäftszweiges angemeſſen ſei oder einer 
Reform bedürfe. Wir haben jedoch für diesmal eine ſolche Unterſuchung 
von dem Rahmen dieſer Abhandlung ausgeſchloſſen und für eine ſpätere 
Zeit vorbehalten, um ſie in Verbindung mit einer Revue der geſetzlichen 
Vorſchriften vorlegen zu können, welche in Ungarn, dem Deutſchen Reiche 
und der Schweiz über dieſen Geſchäftszweig in den letzten Jahren erlaſſen 
worden ſind. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Linie der zuläſſigen Gebarung mit Handapotheken der Aerzte 
einer Bahn, die das Befugniß der Haltung einer Centralapotheke 
beſitzt. 


Das Apothekergremium in K. beſchwerte ſich, daß das dem 
Krankenunterſtützungsvereine der k. k. priv. Karl Ludwig-Bahn in L. 
zugeſtandene Befugniß, auf dem Centralbahnhofe in L. eine Apotheke 
zu erhalten, mißbraucht werde. 

Mit dem Statthaltereierlaſſe vom 1. October 1878 wurden die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaſten, in deren Bereiche die Eiſenbahnſtationen 
ſich befinden, aufgefordert, aus Anlaß dieſer Beſchwerde Erhebungen zu 
pflegen, die etwa wahrgenommenen Unzukömmlichkeiten abzuſtellen und 
den Erfolg anzuzeigen. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in B., G., M., P., J., L., R., 
W. und T. und der Stadtmagiſtrat in K. berichteten, daß die Bahn⸗ 
ärzte auf den einzelnen Eifenbahnſtationen die von der Betriebsdirection 
der Karl Ludwig⸗Bahn errichteten Handapotheken erhalten, welche die 
in dem vorgelegten Ausweiſe verzeichneten Medicamente enthalten. Dieſe 
Medicamente werden von den Bahnärzten aus der auf dem Central⸗ 
bahnhofe in L. in Folge Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern 
ddo. 20. Jänner 1876, 3. 16.788 ex 1875, errichteten Haupt⸗ 
apotheke bezogen und gemäß der hiefür erlaſſenen Inſtruction vom 
27. Jänner 1877 an kranke Vereinsmitglieder mit Ausſchluß aller 
anderen Perſonen verabfolgt. 

Im Miniſterialrecurſe des Apothekergremiums von K. wurde 
geltend gemacht, daß auf den Bahnſtationen förmlich eingerichtete und 
complete Apotheken beſtehen, und das Erſuchen geſtellt, die Abſtellung 
dieſer, übrigens gegen die Hoſkanzleidecrete vom 3. November 1808, 


8. 16.135, und 9. December 1846, 3. 41.201, verftoßenden Unzu- 
kömmlichkeiten zu veranlaſſen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 12. Mai 1879, 
3. 2369, dieſe Miniſterialbeſchwerde als unbegründet zurückgewieſen, 
und zwar aus den nachfolgenden Grün den: 

„Wie aus den Berichten der Bezirkshauptmannſchaften, in deren 
Bereiche Eiſenbahnſtationen der Karl Ludwig-Bahn ſich befinden, ſich 
ergibt, verabreichen die Bahnärzte, entſprechend dem Punkte 5 ihrer 
Inſtruction über die Behandlung der Handapotheken, nur den Mitglie⸗ 
dern des Unterſtützungsvereines der Karl Ludwig⸗Bahn Medicamente, 
die ſie aus der Centralapotheke in L. in dem zur Abgabe an Kranke 
hergerichteten Zuſtande beziehen; ſie ſind aber auch ermächtigt, etwa ſich 
nothwendig erweiſende Arzneien, die von der Centralapotheke nicht ab⸗ 
gegeben wurden, aus öffentlichen Apotheken zu verſchreiben. Punkt 12 
der vorcitirten Inſtruction unterſagt den Bahn- und Vereinsärzten unter 
Androhung der ſofortigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes die Abgabe 
von Arzneien an fremde, dem Vereine nicht angehörige Perſonen oder 
Parteien. Die in dieſer Inſtruction enthaltenen Weiſungen bezüglich der 
Medicamentengebarung ſind durchwegs zweckmäßig. Dieſem Sachverhalte 
gegenüber kann die Verwahrung des K.'er Apothekergremiums und deſſen 
Verlangen nach Abſtellung von — wie die Berichte der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften ausweiſen — nicht vorhandenen Unzukömmlichkeiten um ſo 
weniger als berechtigt anerkannt werden, als auch die von dieſem Gre⸗ 
mium berufenen Hofkanzleidecrete vom 3. November 1808, 3. 16.135, 
und vom 9. December 1846, Z. 41.201, auf den vorliegenden Fall 
keine Anwendung zulaſſen, indem das erſtere in den bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen nur die Hausapotheken der Aerzte und das letztere den Bezug 
und die Dispenſirung homöopathiſcher Arzneien betrifft. 8. 


Verweiſung des Forſtbeſitzers, welcher die ſeitens der Gutsin⸗ 
wohner durch Ausübung des abgelösten Weiderechtes verübte 
Verletzung der Ablöſungserkenntniſſe der Landescommiſſion durch 
die beim Gerichtshofe nach H 38 Patent vom 3. Juli 1853, 
N. G. Bl. Nr. 130, angeſuchte Execution verhindern wollte, 
auf den Weg der beim competenten Bezirksgerichte anzubrin⸗ 
genden Beſitzſtörungsklage. ($ 2 poss. summ.; $ 55 J. N.) 


Auf Grund einer im Sinne des kaiſerl. Patentes vom 5. Juli 
1853 durch die k. k. Zloczoͤwer Servitutencommiſſion und ſpäter durch 
die k. k. Lemberger Servitutencommiſſion bezüglich der von Mitgliedern 
der Gemeinde Ditkowee geſtellten Anſprüche wegen einer ihnen zuſte⸗ 
henden Servitut des Weiderechtes auf herrſchaftlichem Grund und Boden 
durchgeführten Verhandlung ſind die rechtskräftigen Erkentniſſe der 
k. k. Lemberger Statthalterei als Landescommiſſion für die Ablöſung 
und Regulirung der Grundlaſten vom 1. Mai 1874, 3. 475, und 
vom 17. Juni 1875, Z. 3038, und das Erkenntniß des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 26. Mai 1876, Z. 6699, erfloſſen, vermöge 
welcher die Ablöſung der den Gemeindemitgliedern zuſtehenden Ser⸗ 
vitut des Weiderechtes, und zwar durch Abtretung von Grund und 
Boden angeordnet und die k. k. Tarnopoler Bezirkshauptmannſchaft 
wegen Durchführung dieſer Ablöſung beauftragt wurde. Die angeordnete 
Ablöſung wurde in der That von der k. k. Tarnopoler Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft durchgeführt und den Gemeindegliedern als Aequivalent für 
die aufgehobene Servitut des Weiderechtes auf herrſchaftlichem Grund 
und Boden ein beſtimmter herrſchaftlicher Grund abgemeſſen, zugewieſen 
und übergeben, worauf die k. k. Statthalterei mit Erkenntniß vom 
2. Auguſt 1876, 3. 1541, erkannte, daß vom 15. Juli 1876 an⸗ 
gefangen den Mitgliedern der Gemeinde Ditkowcee keine Servitut des 
Weiderechtes auf herrſchaftlichen Grundſtücken zuſteht und denſelben daher 
die fernere Ausübung dieſer Servitut auf herrſchaftlichem Grund und Bo⸗ 
den mit dem Beifügen unterſagt wird, daß gegentheiligen Falles der Herr⸗ 
ſchaft im Sinne des § 38 des kaiſerl. Patentes vom 5. Juli 1853 das 
Recht zuſtehen wird, ſich an den Civilrichter zu wenden und um An⸗ 
ordnung von Zwangsmaßregeln im Wege der Vollzugſetzung der rechts⸗ 
kräftigen Erkenntniſſe vom 17. December 1875, Z. 3038, und vom 
2. Auguſt 1876, 3. 1541, anzufuchen. 

Da die Gemeindemitglieder trotzdem die weitere Ausübung der 
Servitut des Weiderechtes nicht unterließen, vielmehr ſolche nach wie 
vor gefällten Erkenntniſſen ununterbrochen ausübten, ſah ſich die Herrſchaft 
genöthigt, die Hilfe des Gerichtes in Anſpruch zu nehmen, und in Folge 
deſſen iſt mit dem rechtskräftigen Beſchluſſe des k. k. Tarnopoler Kreis⸗ 
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gerichtes vom 30. Juli 1877, Z. 11.389, auf Grund der rechtskräftigen 
Erkenntniſſe der k. k. Statthalterei vom 1. Mai 1874, 3. 475, 17. De⸗ 
cember 1875, Z. 3038, und 2. Auguſt 1876, Z. 1541, in Erwägung, 


daß den Mitgliedern der Gemeinde Ditkowee als Aequivalent für die 


ihnen zugeſtandene Servitut des Weiderechtes von herrſchaſtlichem 
Grunde 3 Joch 13954 Quadr.⸗Klſtr. übergeben wurden, im Sinne 
des § 38 des kaiſerl. Patentes vom 5. Juli 1853 den Mitgliedern 
der Gemeinde Ditkowce unter Androhung einer Strafe von je 5 fl. 
gegen jedes dieſem Verbote zuwider handelnde Gemeindemitglied jede 
weitere Ausübung der Servitut des Weiderechtes auf herrſchaftlichem 
Grund und Boden unterſagt worden. 

Die Mitglieder der Gemeinde Ditkowce unterließen aber dennoch 
die weiter fortdauernde Ausübung der erwähnten Servitut nicht, weshalb 
über weiteres Einſchreiten der Herrſchaſt das k. k. Tarnopoler Kreis⸗ 
gericht eine commiſſionelle Erhebung veranlaßt und, da die weitere 
Ausübung der Servitut durch die Mitglieder der Gemeinde Ditkowee 
conſtatirt wurde, mit Beſchluß vom 17. December 1877, Z. 16.710, 
die angedrohte Strafe von je 5 fl. wirklich verhängte, welcher Beſchluß 
mit Entſcheidungen des k. k. Lemberger Oberlandesgerichtes vom 
20. März 1878, 3. 6358, und des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 
17. September 1878, Z. 9168, im Ganzen beſtäligt wurde. 

Die Mitglieder der Gemeinde Ditkowcee beachteten jedoch auch 
dieſe rechtskräftigen gerichtlichen Beſchlüſſe nicht und übten vielmehr 
weiter, wie früher, die Servitut des Weiderechtes auf herrſchaftlichem 
Grund und Boden ununterbrochen aus, weshalb die Herrſchaft neuer⸗ 
dings die Hilfe des Gerichtes in Anſpruch nahm und im Executions⸗ 
wege der bereits rechtskräftigen gerichtlichen Beſchlüſſe um weitere 
commiſſionelle Erhebung und Androhung einer größeren Strafe anſuchte, 
was auch mit Beſchluß des k. k. Tarnopoler Kreisgerichtes vom 21. Oc⸗ 
tober 1878, 3. 12.946, bewilligt wurde. 

Dieſer Beſchluß wurde jedoch in Folge des durch die Gemeinde⸗ 
glieder ergriffenen Recurſes vom k. k. Oberlandesgerichte in Lemberg 
mit Entſcheidung vom 31. December 1878, 8. 29.319, aufgehoben 
und dem k. k. Kreisgerichte in Tarnopol der Auſtrag ertheilt, daß es 
die Herrſchaft mit ihrem Anſuchen an das competente Bezirksgericht 
verweiſe. Dieſe Entſcheidung wurde damit motivirt, daß das Vorgehen 
der Mitglieder der Gemeinde Ditkowce eine Beſitzſtörung involvire, 
deren Beurtheilung nach 8 55 J. N. in den Machtkreis des k. k. Be⸗ 
zirksgerichtes fällt, die recurrirte erſtrichterliche Entſcheidung demnach, 
als gegen $ 1 J. N. gefällt, als nichtig abgeändert werden muß. — 
Gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung ergriff die Herrſchaft den Recurs 
an den k. k. oberſten Gerichtshof und ſtützte denſelben zunächſt auf die 
Norm des $ 38 des kaiſerl. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. 
Nr. 130, wonach „die endgiltigen Erkenntniſſe (der Landescommiſſion 
für Ablöfung und Regulirung der Forſtſervituten), ſowie die genehm 
gehaltenen Vergleiche die Rechtswirkung gerichtlicher Erkenntniſſe, 
beziehungsweiſe Vergleiche haben und gleich dieſen auf Verlangen der 
Parteien vom Civilrichter zu vollſtrecken ſind“, wodurch die Nothwen⸗ 
digkeit eines Rechtsſtreites um eine ſchon entſchiedene Sache ausgeſchloſſen 
ſei; dann auf das frühere Einſchreiten des nun wieder angerufenen 
Kreisgerichtes. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
4. März 1879, Z. 2414, die Entſcheidung der zweiten Inſtanz, denn 
der Gutsbeſitzer „beſchwert ſich, daß die Gemeindemitglieder von Ditkowcee 
den von den Organen der Grundlaſten-Ablöſung und Regulirung geregelten 
und feſtgeſtellten Beſitzſtand verletzen, indem ſie in ſein von jeder 
Grundlaſt ſreies Grundeigenthum ihr Vieh eintreiben. Dieſe Beſchwerde 
ſtellt ſich ſonach als eine Beſitzſtörungsklage dar, über welche nach den 
Beſtimmungen der kaiſerlichen Verordnung vom 27. October 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12, und § 55 J. N. die Amtshandlung dem Bezirks⸗ 
gerichte, in deſſen Bezirke die Störung geſchah, zuſteht. Die Competenz 
des Kreis- als Realgerichtes tritt in dem vorliegenden Falle nicht ein, 
weil keiner der in den 88 16 und 122 der Miniſterialverordnung vom 
31. October 1857, R. G. Bl. Nr. 218, kundgemachten Inſtruction 
vorgedachten Fälle obwaltet und der Umſtand, daß das Kreisgericht in 
einem früheren Falle über eine ähnliche Beſchwerde eingeſchritten iſt, 
der Competenz in anderen Fällen nicht präjudiciren kann“. 

Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berorönungen. 
1879. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 


Nr. 11. Ausgeg. 31. Jänner. 


Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Aenderung der Tarifspreiſe von Tabakfabrikaten. Z. 33.190. 7. Jänner. 

Abquittirung des Limito⸗Rauchtabakes für das Militär und andere Be⸗ 
zugsberechtigte. Z. 20.073. 22. Jänner. 

Nr. 12. Ausgeg. 1. Februar. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. 

Nr. 13. Ausgeg. am 2. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 16 R. G. Bl. 

Nr. 14. Ausgeg. am 2. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 17 R. G. Bl. 

Nr. 15. Ausgeg. am 2. Februar. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 15 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 14 R. G Bl. 

Nr. 16. Ausgeg. am 5. Februar. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 18 R. G. Bl. 

Nr. 17. Ausgeg. am 12. Februar. 
Allgemeines: 

Weitere Anordnungen in Betreff der Geſtattung des Uebertrittes von 
Reiſenden aus Rußland über die Grenzen der Monarchie. Z. 841. F.⸗M. 
11. Februar. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Zollbehandlung der Gegenſtände für die internationale Ausſtellung von 
Feuerlöſch⸗Geräthſchaften in Leobſchütz. Z. 2506. 8. Februar. 
Nr. 18. Ausgeg. am 19. Februar. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 24, 25, 26 R. G. Bl. 
Nr. 19. Ausgeg. am 24. Februar. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 27, 29, 28 R. G. Bl. 
Betreten der Eifenbahnen durch Finanzwach⸗Organe. Z. 2096. 9. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſterius, womit für den Monat März 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zah⸗ 
lung von Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1037. F.⸗M. 20. Februar. 

Nr. 20. Ausgeg. am 25. Februar. 
Allgemeines: 

Verordnung über die Bedingungen, unter welchen Reiſende aus Bulgarien 
und deren Effecten über die Grenzen der Monarchie zugelaſſen werden. Z. 1089. 
F.⸗M. 23. Februar. 

Nr. 21. Ausgeg. am 10. März. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 34 R. G. Bl. 
Directe Beſteuerung. 

Verrechnung der nicht bar rückvergüteten Ueberzahlungen an den directen 
Steuern. Z. 23.545. 16. Februar. 

Auflaſſung der Unterfertigung der Contribuenten in den Abſchreibungs⸗ 
ausweiſen über Steuernachlaſſe wegen Elementarbeſchädigungen und Documen⸗ 
tirung der Jahresrechnungen mit den bezüglichen Steuerabſchreibungs⸗Verord⸗ 
nungen. Giltig für alle Kronländer mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg. 
Z. 2408. 26. Februar. 


Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 31, 33, 32 R. G. Bl. 
Nr. 22. Ausgeg. am 20. März. 
Indirecte Abgaben und Staats monopole. 
Abdruck von Nr. 39, 37 R. G. Bl. 
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Caſſe⸗ und Verrechnungsweſen. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, betreffend die Verrechnung der 
Silbermünze. Z. 1374. F.⸗M. 13. März. 
Nr. 23. Ausgeg. am 21. März. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, womit für den Monat April 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zah⸗ 
lung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1502. F.⸗M. 20. März. 
Zollbehandlung der Gegenſtände für die Weltausſtellung zu Sydney im 
Jahre 1879. Z. 6673. 18. März. 
Nr. 24. Ausgeg. am 29. März. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 42 R. G. Bl. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Eduard Grafen Taaffe zum Miniſterpräſt⸗ 
denten ernannt und demſelben die Leitung des Miniſteriums des Innern über⸗ 
tragen, ferner den Dr. Karl v. Stremayr zum Juſtizminiſter ernannt und 
ihm zugleich die Leitung des Miniſteriums für Cultus und Unterrricht über⸗ 
tragen, den Generalmajor Julius Freiherrn v. Horſt neuerlich zum Miniſter 
für Landesvertheidigung, den Dr. Florian Ziemialkowski neuerlich zum 
Miniſter, den Julius Grafen Falkenhayn zum Ackerbauminiſter, den Karl 
Freiherrn v. Korb⸗Weidenheim jun. zum Handelsminiſter, den Dr. Alois 
Prazak zum Miniſter ernannt und den Sectionschef Emil Chertek mit der 
Leitung des Finanzminiſteriums beauftragt. 

Seine Majeſtät haben den vom Amſe über ihr Anſuchen enthobenen 
Miniſtern Dr. Julius Glaſer, Johann Ritter v. Chlumeeky und Siſinio 
Freiherrn v. Pretis jedem taxfrei das Großkreuz des Leopoldordens und dem 
Miniſter Hieronymus Grafen zu Mannsfeld taxfrei den Orden der eiſernen 
Krone erſter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthalter im Erzherzogthume ob der der Enns 
Bohuslav Ritter v. Widmann zum Statthalter in Tirol und Vorarlberg 
ernannt. 

Seine Majeftät haben den Statthalter in Trieſt und dem Küſtenlande 
Felix Freiherrn Pino v. Friedenthal zum Statthalter im Erzherzogthume 
Oeſterreich ob der Enns ernannt und demſelben das Großkreuz des Franz 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Siſinio Freiherrn Pretis 
v. Cagno do zum Statthalter in Trieft und dem Küſtenlande ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Barcelona Auguſt 
Lenk v. Wolfsberg taxfrei den Titel eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Viceconſul Eugen Ritter v. 
Kuczynski das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Generaldirection der Tabakregie 
Vincenz Eduard Maurus tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

\ Seine Majeftät haben dem Rechnungsrathe des k. k. Telegraphen Rech⸗ 
nungsdepartements Ignaz Maſchke anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel eines Ober⸗Rechnungsrathes verliehen. . 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei- 
rathes bekleideten Statthaltereiſeeretär Vincenz Kircher anläßlich deſſen Penſio⸗ 
nirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Ferdinand Ritter v. Hebra den Titel 
und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Expeditor und Regiſtrator a. h. ihres Oberſt⸗ 
hofmarſchallamtes Karl Ivoy den Titel und Charakter eines Regiſtraturs⸗ 
Directors verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Rudolf Chri⸗ 
ſtophek zum Rechnungsrathe bei der n. ö. Statthalterei ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrath Anton Kopitar zum 
Ober⸗Rechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements der Klagenfurter 
Landesbehörde ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom Generalconſulate in Barcelona 
verfügte Beſtellung des Juan Morand zum k. und k. Conſularagenten in Denia, 
ſowie des Jofe Raymun do zum k. und k. Conſularagenten in Alicante, dann 
die von dem leitenden Conſulate in Patras verfügte Beſtallung des Peter A. 
Pleſſa zum k. und k. Conſularagenten in Pyrgos genehmigt. 


Erledigungen. 

Secretärsſtelle bei der Tabakhauptfabrik in Linz mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, oder bei einer anderen k. k. Hauptfabrik, eventuell Directorspoſten in der 
achten, Controlorspoſten in der neunten Rangsclaſſe oder Verwalterspoſten in 
der gleichen Rangsclaſſe, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 187.) 

Bezirksar tesſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Sanitätsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der Bukowina, bis 1. September. (Amtsvl. Nr. 187.) 

Coneipiſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 7. September. (Amtsbl. Nr. 188.) 

Kanzliſtenſtelle bei der Trieſter Polizeidirection mit der eilften Rangsclaſſe, 
bis 20. September. (Amtsbl Nr. 191.) g 8 

Bezirks⸗Thierarztesſtelle für Kärnten (Bezirke St. Veit, Völkermarkt und 


Wolfsberg) in der neunten Rangsclaſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 191.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


